
1

SGA 17. April 2012, Bericht über die Instrumentenreform
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Ergebnisse der Instrumentenreform
(Gesetz zur Verbesserung der Eingliederungschancen              

 am Arbeitsmarkt zum 01.04.2012)
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Instrumente
•Integration selbständiger erwerbsfähiger 

 Leistungsbezieher (§
 

16c SGB II)
•Öffentlich geförderte Beschäftigung

 (§
 

16d SGB II und § 16e SGB II )
•Maßnahmen zur Aktivierung und beruflichen 

 Eingliederung (§
 

45 SGB III)
•Freie Förderung (§

 
16f SGB II)

Vorführender
Präsentationsnotizen
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Selbständigenförderung
•Fortführung der bisherigen Leistungen nach 

 §§
 

16b und 16c SGB II
•NEU: Beratung und/oder Kenntnisvermittlung 

 (durch geeignete Dritte) für Selbständige zur 
 Erhaltung oder Neuausrichtung ihrer selbständigen 

 Tätigkeit (§
 

16c SGB II)

Vorführender
Präsentationsnotizen
Ziel der Beratung und Kenntnisvermittlung: Durch verbesserte kaufmännische/unternehmerische Kenntnisse soll die Tragfähigkeit verbessert werden mit dem Ziel, Hilfebedürftigkeit zu überwinden. Möglich ist jedoch auch, dass  der eLb durch die Beratung durch eine fachkundige Stelle zu dem Schluss kommt, dass eine Weiterführung der selbständigen Tätigkeit unrentabel ist. In diesem Fall kann auch die Unterstützung bei der Abwicklung der Selbständigkeit gefördert werden. Der Perspektivenwechsel von der Selbständigkeit zur abhängigen Beschäftigung soll auf diese Weise unterstützt werden.

In der Praxis hat sich gezeigt, dass häufig die unternehmerischen Kenntnisse der selbständig tätigen eLb‘s unzureichend sind, daher ist die Einführung der Kenntnisvermittlung und Beratung im kaufmännischen Bereich positiv zu bewerten.



5

öffentlich geförderte Beschäftigung
AGH (§

 
16d SGB II)

•maßnahmebezogene Kostenerstattung
•zusätzliche, im öffentlichen Interesse liegende und 

 wettbewerbsneutrale Arbeiten
•Nachrangigkeit von AGH wurde in §

 
16d Abs. 5 

 SGB II festgelegt
•Notwendigkeit der Kombination von Maßnahmen, 

 da z.B. soz.päd. Begleitung nicht mehr Bestandteil 
 von AGH

Vorführender
Präsentationsnotizen
Kosten werden nur noch für unmittelbar im Zusammenhang mit der Durchführung der Arbeiten entstehenden Aufwendungen erstattet

Begrenzung der TN-Förderdauer (max. 24 Monate innerhalb eines Zeitraums von 5 Jahren) 

 Förderkriterien als gesetzliche Grundlagen in § 16 d SGB II neu gefasst (Zusätzlichkeit, Öffentl. Interesse und Wettbewerbsneutralität); wurden in Bielefeld auch bisher bei der Umsetzung berücksichtigt, daher keine Änderungen zu erwarten.

  AGH bzw. öffentl. geförderte Beschäftigung als „ultima ratio“ Vermittlung in Ausbildung und Arbeit sowie EGL des SGB II, die auf eine unmittelbare Eingliederung in den ersten Arbeitsmarkt zielen, haben Vorrang. Streichung von AGH als vorrangiges Angebot für Jugendliche und Ältere

 AGH beinhaltet nur noch die eigentliche Durchführung der Tätigkeit. Profiling, Qualifizierung etc. sind nicht mehr Bestandteil der AGH. Notwendige Qualifizierungen sowie soz. päd. Begleitung können über eine Kombination von AGH mit Leistungen nach § 45 SGB III gefördert werden (Gutscheinverfahren od. Vergabe). Vorteil: individuelle Angebote möglich. In der Praxis besteht die Schwierigkeit, beide Förderungen zeitlich mit einander zu vereinbaren. Für die eLb entstehen längere Wege und gerade für eLb mit multiplen Vermittlungs-hemmnissen fehlt eine „Rundum-Betreuungsmöglichkeit“ Alternative ggf. Aktivcenter/§ 45 SGB III.
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öffentlich geförderte Beschäftigung
Förderung von Arbeitsverhältnissen (§

 
16e SGB II)

•erwerbsfähige Leistungsberechtigte 
 (Langzeitarbeitslose gem. § 18 SGB III/mind. zwei 

 schwere Vermittlungshemmnisse)
•erst nach 6‐monatiger erfolgloser Aktivierungsphase
•keine Aussicht auf Vermittlung im Zuweisungs‐

 zeitraum
•Förderung max. 75% des berücksichtigungsfähigen 

 Arbeitsentgelts
•AGH Entgelt, BEZ sowie Bürgerarbeit entfällt

Vorführender
Präsentationsnotizen
Nachrangiges Instrument: „ultima ratio“; Vermittlung in Ausbildung und Arbeit sowie EGL des SGB II, die auf eine unmittelbare Eingliederung in den ersten Arbeitsmarkt zielen, haben Vorrang.

Förderung von Arbeitsverhältnissen (FAV) durch Verbindung der bisherigen Förderung AGH- Entgelt und des BEZ.

Analog BEZ alt, Förderung bis max. 75% des Arbeitsentgelts – abhängig von individueller Minderleistung

Begrenzung der TN-Förderdauer (max. 24 Mo. innerhalb eines Zeitraums von 5 Jahren) wirkt Einbindungs- und Verdrängungs-effekten entgegen

Integration in den allgemeinen Arbeitsmarkt steht im Vordergrund 

Beteiligung der lokalen Akteure am AM über örtliche Beiräte

Kofinanzierungs-Ansätze sollen ausgebaut werden

Keine Erstattung der Kosten für die begleitende Qualifizierung

Eine ergänzende Förderung mit anderen Instrumenten ist möglich.
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Maßnahmen zur Aktivierung und 
 beruflichen Eingliederung (§

 
45 SGB III)

•Einführung Gutscheinverfahren als Alternative zur 
 Vergabe

•neu: Maßnahmen bei privaten Arbeitsvermittlern 
 (Vermittlungsgutschein)

•6 Wochen max. Dauer von Maßnahmen und 
 Maßnahmeanteilen beim Arbeitgeber 

 (Langzeitarbeitslose/U25 mit schwerwiegenden 
 Vermittlungshemmnissen max. 12 Wochen)

•Einführung Zertifizierungsverfahren

Vorführender
Präsentationsnotizen
Neu: Gutscheinverfahren neben Vergabeverfahren: Der eLb erhält einen Gutschein für ein bestimmtes Maßnahmeziel und kann den Anbieter frei wählen (für MAT; MAG und MAPV)

VGS nicht mehr eigenständiges Instrument, sondern Bestandteil des neuen § 45 SGB III.  

Neu: Zertifizierung von Maßnahmeträgern und – beim Gutscheinverfahren-  auch von Maßnahmen. Hierdurch soll ein qualitativ hochwertiges Angebot sichergestellt werden, da beim Gutscheinverfahren  die Möglichkeiten der Qualitätskontrolle durch die JC stark eingeschränkt sind. 

Trägerzulassung bei Gutscheinmaßnahmen ab 01.04.2012

Trägerzulassung bei Vergabemaßnahmen ab 01.01.2013 (§ 443 Abs. 3 Satz 2 SGB III)

Trägerzulassung PAV ab 01.01.2013 notwendig – bis 31.12.2012 genügt Gewerbeanmeldung (§ 443 Abs. 3 Satz 4 SGB III)

Trägerzulassung gilt maßnahmespezifisch, d. h. Zulassung für FbW hat keine Geltung für MAbE

Maßnahmezulassung nur bei MAT im Gutscheinverfahren notwendig

Zulassung kann erst ab 01.04.2012 beantragt/gewährt werden

Vermeidung einer Förderlücke (z. B. wegen „Zulassungs-Stau“) durch Fokus auf Vergabemaßnahmen in 2012
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Freie Förderung (§
 

16f SGB II)
•Aufhebung des Aufstockungs‐

 
und 

 Umgehungsverbotes für Langzeitarbeitslose und eLb
 U25 mit schwerwiegenden Vermittlungs‐hemmnissen

•Abgrenzung zum Regelinstrumentarium erforderlich
•Leistungen müssen Zielen des SGB II entsprechen, 

 dürfen nicht in der Zuständigkeit Dritter liegen und 
 nicht gegen höherrangiges Recht verstoßen

•Gemeinsames Budget für Leistungen nach §§
 

16e und 
 16f SGB II von bis zu 20%
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